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Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Elften Gesetzes 
zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes 


Der Bundestag hat das tolgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Umsatzsteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 1. September 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 791), zuletzt geändert durch das Neunte 
Gesetz zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes vom 
18. Oktober 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1743), wird' 
wie folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 2 Ziff. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. wenn eine juristische Person dem Willen 
eines Unternehmers derart untergeordnet ist, 
daß sie keinen eigenen Willen hat (Organ- 
gesellschaft). Eine juristische Person ist dem 
Willen eines Unternehmers dann derart 
untergeordnet, daß sie keinen eigenen Wil- 
len hat, wenn sie nach dem Gesamtbild der 
tatsächlichen Verhältnisse finanziell, wirt- 
schaftlich und organisatorisch in sein Unter- 
nehmen eingegliedert ist. Eine Eingliederung 
in diesem Sinne liegt nicht vor, wenn die Be- 
teiligung des Unternehmers an der juristi- i 
sehen Person nicht mehr als fünfundsiebzig ] 
vom Hundert beträgt, wenn ihm nicht mehr | 
als fünfundsiebzig vom Hundert der Stimm- j 
rechte zustehen oder wenn der juristischen 
Person Anteile an seinem Unternehmen ge- 
hören." 


2. Die Überschrift vor § 8 erhält folgende Fassung: 

„Phasenausgleich 
Verbindung der Herstellung 
mit Einzelhandel" 

3. § 8 wird gestrichen. An die Stelle des § 8 treten 
folgende §§ 8 bis 8b: 

„§ 8 

(1) Die Lieferung von Gegenständen im Einzel- 
handel durch einen Unternehmer, der die Gegen- 
stände hergestellt hat (Hersteller) , unterliegt einer 
Zusatzsteuer. 

(2) Hersteller im Sinne des Absatzes 1 ist, 
wer Gegenstände gewinnt, erzeugt, fertigstellt 
oder wer durch Bearbeitung oder Verarbeitung 
nach der Verkehrsauffassung ein neues Ver- 
kehrsgut (einen Gegenstand anderer Marktgän- 
gigkeit) schafft. Hersteller ist auch ein Unter- 
nehmer, der Gegenstände durch einen anderen 
Unternehmer im Werklohn für sein Unterneh- 
men hersteilen läßt. Kann ein Unternehmer den 
Erwerb von Gegenständen, die er herzustellen 
pflegt, buchmäßig nicht nachweisen, so gilt er 
auch insoweit als Hersteller. 

(3) Ein Unternehmer ist insoweit nicht als 
Hersteller im Sinne des Absatzes 2 anzusehen, 
als er 

1. erworbene Gegenstände kennzeichnet, 
umpackt, umfüllt, sortiert, zu Sachge- 
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samtheiten zusammenstellt oder mit ' 
Steuerzeichen versieht; 

2. erworbene Gegenstände in einer auf 
der Einzelhandelsstufe üblichen Weise 
bearbeitet, wenn dadurch die Gegen- 
stände nur für den Verkauf hergerich- 
tet werden; 

3. in handwerklicher Arbeit entsprechend 
den besonderen Wünschen des Abneh- 
mers Gegenstände als Einzelstücke be- 
arbeitet oder zu Einzelstücken verar- 
beitet; 

4. gebrauchte Gegenstände instand setzt; 

5. Traubenmaische, Traubenmost oder 
Wein einer Behandlung unterzieht, die ; 
in den §§ 2, 3 und 4 des Weingesetzes ; 
vom 25. Juli 1930 (Reichsgcsetzbl. I | 
S. 355) und den hierzu ergangenen 
Ausführungsverordnungen in den je- 
weils geltenden Fassungen zugelassen 
ist. Für den Begriff „Wein"' gelten die 
Vorschriften des Weingesetzes. 

(4) Die Zusatzsteuer beträgt drei vom Hun- 
dert des Entgelts im Sinne des § 5. 

(5) Der Unternehmer hat die der Zusatzsteuer 
unterliegenden Gegenstände nach Art, Menge 
und dem für die Lieferung im Einzelhandel ver- 
einnahmten (vereinbarten) Entgelt in seiner 
Buchführung gesondert nachzuweisen. 

(6) Als Lieferungen im Einzelhandel sind 
auch Lieferungen im Großhandel anzusehen, für 
die die Entgelte aus der Buchführung nicht ein- 
deutig und leicht nachprüfbar zu ersehen sind. 

§ 8a 

Von der Zusatzsteuer nach § 8 sind befreit 

1. die unter § 4 Ziff. 3, 6, 7, 8, 9, 12, 17, 18, 
19 und § 7 Abs. 2 Ziff. 2 Buchstabe a fal- 
lenden Lieferungen sowie die Lieferungen 
von Tieren; 

2. Lieferungen der nach § 4 Ziff. 4 Satz 2 be- 
stimmten Gegenstände; 

3. Lieferungen folgender Nahrungsmittel: 
Milcherzeugnisse (§ 4 Ziff. 20), Eier, Nah- 
rungsfette einschließlich tierischer Fette, 
Zucker, Grieß, Teigwaren, Fleisch, Fleisch- 
waren, Fisch, Fischwaren, Brot, Brötchen, 
Zwieback sowie sonstige Backwaren mit 
Ausnahme von Dauerbackwaren; 

4. Lieferungen von Arznei-, Heil- und Hilfs- 
mitteln, von Gegenständen der Kranken-, 
Säuglings- und* Wochenpflege, von Vor- 
richtungen zum Ausgleich körperlicher 
Gebrechen sowie von Spezialfahrzeugen 
für Kranke, Körperbehinderte und Ge- 
brechliche; 

5. die nach § 4 Ziff. 16 steuerfreien Liefe- , 
rungen der amtlich anerkannten Verbände | 


der freien Wohlfahrtspflege einschließlich 
ihrer Untergliederungen, Einrichtungen 
und Anstalten; 

6. Lieferungen von Speisen und Getränken 
durch Krankenhäuser, Heil- und Pflege- 
anstalten, Erholungsheime, Säuglings- und 
Entbindungsheime und ähnliche Anstalten 
sowie durch Schülerheime; 

7. Lieferungen von Speisen und Getränken 
durch Kantinen; 

8. Lieferungen von Speisen und Getränken 
durch Gaststätten, Konditoreien und 
Kaffeehäuser; 

9. Lieferungen von Wasser, Gas, Elektrizi- 
tät oder Wärme; 

10. Lieferungen zur Herstellung, insbeson- 
dere auch zur Instandsetzung, Instandhal- 
tung oder Änderung von Wohngebäuden; 

11. Lieferungen von Schiffen und Booten 
durch Werften; 

12. Lieferungen von Zeitungen, Zeitschriften, 
Büchern und sonstigen Druckerzeugnis- 
sen; 

13. Lieferungen von Photoabzügen, Vergrö- 
ßerungen, Photokopien, Reproduktionen 
und Diapositiven (Photoarbeiten). 


§ 8b 

(1) § 8 ist nicht anzuwenden 

1. auf Handspinnereien und Handwebe- 
reien; das gilt nicht für Unternehmer, 
die außer der Handspinnerei und 
Handweberei auch die mechanische 
Spinnerei oder mechanische Weberei 
betreiben; 

2. auf Unternehmer, die im Durchschnitt 
des letzten vorangegangenen Kalen- 
derjahres nicht mehr als 20 Arbeit- 
nehmer beschäftigt haben; Lehrlinge, 
Volontäre und Praktikanten werden 
hierbei nicht mitgerechnet; 

3. auf Unternehmer, deren Gesamtum- 
satz im letzten vorangegangenen Ka- 
lenderjahr 500 000 Deutsche Mark 
nicht überstiegen hat; 

4. auf Unternehmer, bei denen die 
zusatzsteuerpflichtigen Lieferungen 
selbsthergestellter Gegenstände im 
Einzelhandel im letzten vorangegan- 
genen Kalenderjahr den Betrag von 
50 000 Deutsche Mark nicht überschrit- 
ten haben. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Ziff. 2 bis 4 
tritt an die Stelle des vorangegangenen Kalen- 
derjahres das laufende Kalenderjahr 
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1. im Jahre des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes, 

2. wenn der Betrieb im vorangegangenen 
Kalenderjahr geruht hat oder das 
Unternehmen im laufenden Kalender- 
jahr gegründet worden ist.'' 


Artikel 2 

Die Vorschriften des Artikels 1 Ziff. 1 und 3 sind 
auf Lieferungen und sonstige Leistungen anzuwen- 
den, die nach dem 1. Oktober 1959 bewirkt wer- 
den. 


' Artikel 3 

I 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
I des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
I 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

I Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
I erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
I des Dritten Uberleitungsgesetzes. 

I 

j A r t i k e 1 4 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 1959 in Kraft. 


Schmücker 
Dr. Dollinger 
Burgemeister 
Wieninger 

Dr. Krone und Fraktion 
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